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Ausgangslage

Das Eheschutzgericht hat für die Kinder eines Ehepaares eine Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 ZGB und eine sozialpädagogische Familienbegleitung angeordnet. Die zuständige Vormundschaftsbehörde ernennt einen Beistand und beauftragt diesen u.a. mit der Organisation der sozialpädagogischen Familienbegleitung. Die Sozialbehörde, welche dafür Kostengutsprache erteilen müsste, ist nicht bereit die Kosten für die sozialpädagogische Familienbegleitung zu übernehmen und möchte die Notwendigkeit dieser Massnahme überprüfen.

Erwägungen

Kompetenzkonflikte zwischen Vormundschaftlichen Organen und der Sozialbehörde sind systemimmanent und im Schrifttum seit jeher thematisiert worden. Kaufmann hat im Berner Kommentar bereit 1924 klargestellt, dass die Vormundschaftsbehörde und der Vormund für die Platzierung von Kindern zuständig sei und die Sozialbehörde die Kosten einer solchen Anordnung zu übernehmen habe, wenn sie nicht von den Eltern getragen werden können. Ein Bundesgerichtsurteil aus dem Jahre 1926! hat diese Auffassung bestätigt und ebenso Egger im Zürcher Kommentar von 1948. Das Bundesrecht geht dem kantonalen Sozialhilferecht klar vor. Nach Art. 315 a Abs. 1 ZGB ist das Eheschutzgericht zuständig, die nötigen Kindesschutzmassnahmen zu treffen, wenn es gleichzeitig die Beziehung der Eltern zu gestalten hat. Das Eheschutzgericht hat somit im Eheschutzverfahren die gleiche Anordnungskompetenz, die ausserhalb eherechtlicher Verfahren der Vormundschaftsbehörde zukommt. Diese wird vom Eheschutzgericht in diesem Fall mit dem Vollzug beauftragt und hat keine eigene Anordnungskompetenz mehr, es sei denn, die Verhältnisse hätten sich wesentlich verändert. Sie kann die vom Gericht angeordneten Massnahmen nicht überprüfen und im eigenen Ermessen durch andere oder gar keine ersetzen. Noch viel weniger kommt diese Kompetenz der Sozialbehörde zu.

Die Anordnung einer sozialpädagogischen Familienhilfe ist zwar keine in Art. 307-312 explizit aufgezählte Kindesschutzmassnahme. Sie ist jedoch am ehesten als Weisung im Sinne von Art. 307 Abs. 3 ZGB zu verstehen. Weisungen verpflichten das Kind und/oder die Eltern zu einem klar umschriebenen Tun, Unterlassen oder Dulden (Helmut Henkel, Die Anordnung von Kindesschutzmassnahmen gemäss Art. 307 rev. ZGB, Diss Zürich 1977, S. 81). Entscheidend ist, dass die Anordnung der Abwändung oder Milderung einer Gefährdung des Kindeswohls dient. Die sozialpädagogische Familienhilfe ist zweifellos grundsätzlich geeignet zur Abwändung bestimmter Gefährdungstatbestände, wie z.B. Überforderung der Eltern in der Erziehung, Pflege, Ernährung. Ob die Massnahme im konkreten Einzelfall geeignet ist, eine bestimmte Gefährdung zu beheben, ist eine Beurteilungs- und Ermessensfrage, die von der zuständigen Behörde zu entscheiden ist. Die sozialpädagogische Familienhilfe ist auch unter dem Gesichtspunkt der Verhältnismässigkeit einer einschneidenderen Massnahme, wie z.B. einer ausserfamiliären Platzierung, vorzuziehen. Wenn gestützt auf Art. 307 Abs. 3 ZGB eine vorübergehende stationäre Beobachtung, Untersuchung oder Behandlung des Kindes in einer Klinik oder einer anderen stationären Einrichtung möglich ist (Henkel a.a.O. S. 88), ist es zweifellos zulässig gestützt auf die gleiche Rechtsgrundlage eine sozialpädagogische Familienhilfe anzuordnen. Diese Massnahme ist zweifellos mit Kosten verbunden, die oft von der betroffenen Familie nicht getragen werden können, Platzierungen in stationäre Einrichtungen sind jedoch regelmässig viel kostenintensiver.

Beantwortung der gestellten Fragen

Das Eheschutzgericht ist sachlich allein zuständig im Rahmen eines Eheschutzverfahrens gestützt auf Art. 307 Abs. 3 ZGB eine sozialpädagogische Familienhilfe anzuordnen. Der Vormundschafts- und Sozialbehörde steht keine Überprüfungskompetenz zu in Bezug auf die Anordnungen des Eheschutzgerichts, sie haben diese vielmehr zu vollziehen. Die Sozialbehörde ist jedoch zuständig, abzuklären, welchen Beitrag die Eltern an die Kosten einer solchen Massnahme leisten können und diesen mit den Eltern zu vereinbaren. Sie ist jedoch nicht legitimiert, den Elternbeitrag einseitig zu verfügen. Die Kosten für Kindesschutzmassnahmen sind Unterhaltskosten (Art. 278 Abs. 1). Für die rechtsgültige Festlegung von Unterhaltsbeiträgen ist jedoch gemäss Art. 279 Abs. 2 ZGB das Gericht zuständig, d.h. die Sozialbehörde müsste im Falle der Nichteinigung mit den Eltern über ihren Beitrag an die getroffene Massnahme beim zuständigen Gericht eine Unterhaltsklage einreichen.
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